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6  Staatsbürgerschaft und Wahlrechte für 
Migrant*innen im internationalen Vergleich

Österreich ist ein Einwanderungsland. Demografisch gesehen ist 
das eine Tatsache. Ein Fünftel der österreichischen Wohnbevölke-
rung des Jahres 2021 ist im Ausland geboren. 2020 hatten 24,4 
Prozent der österreichischen Bevölkerung „Migrationshintergrund“, 
d. h., sie gehörten zur ersten oder zweiten Einwanderergeneration 
und beide Elternteile wurden im Ausland geboren (Statistik Austria 
2021a/2021b). Schon zu Beginn der 1990er-Jahre diagnostizierten 
Heinz Fassmann und Rainer Münz, dass aus dem Gastarbeiter- und 
Flüchtlingsaufnahmeland ein Einwanderungsland geworden war 
(Fassmann/Münz 1992). Politisch umstritten war und ist jedoch, 
welche gesellschaftspolitischen Konsequenzen sich aus der An-
erkennung dieses Faktums ergeben. Ist Österreich ein „Einwande-
rungsland wider Willen“ oder gehören Offenheit für Immigration 
und Diversität inzwischen zum nationalen Selbstbild? Darauf gibt 
es wohl keine klare Antwort, weil die Einstellungen der Bevölke-
rung und der politischen Parteien in dieser Hinsicht tief gespalten 
sind.

Für den österreichischen Umgang mit Einwanderung ist aber 
jedenfalls charakteristisch, dass die Integration von Immigrant*in-
nen nicht als ein spontaner und langfristiger Prozess des gesell-
schaftlichen Wandels gesehen wird, sondern als eine Aufgabe, die 
politisch gestaltet werden muss. Das Motto „Integration vor Neuzu-
wanderung“ wurde bereits Anfang der 1990er-Jahre geprägt. Doch 
die Vorstellung, man könne die Zuwanderung stoppen, bis die zuvor 
Zugewanderten integriert sind, war schon damals illusionär. Öster-
reich muss als EU-Mitglied Unionsbürger*innen den Zutritt erlauben 
und ist außerdem menschenrechtlich dazu verpflichtet, Familienmit-
glieder und Asylsuchende aufzunehmen. Diese Diskrepanz zwischen 
Motto und Realität bewirkte einerseits, dass der nicht kontrollierbare 
Zuzug als Souveränitätsverlust erfahren wurde, und andererseits, 
dass im öffentlichen Diskurs ein permanentes „Integrationsdefizit“ 
als Problem verankert wurde, das immer wieder von Neuem politisch 
bearbeitet werden musste.
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Was unter Integration zu verstehen sei, konkretisierte im Jahr 
2011 der damalige Staatssekretär für Integration Sebastian Kurz 
durch ein zweites Motto: „fördern und fordern“. Damit wird nicht 
nur signalisiert, dass Förderung von der Erfüllung von Forderungen 
abhängt, sondern auch, dass die Bedingungen für Integration von 
der Aufnahmegesellschaft einseitig festgelegt werden. Ein solcher 
Zugang steht im Gegensatz zu den im Jahr 2004 angenommenen 
Gemeinsamen Grundprinzipien für die Politik der Integration von 
Migrant*innen in der EU, welche Integration als „dynamische[n], 
in beide Richtungen gehende[n] Prozess des gegenseitigen Ent-
gegenkommens aller Einwanderer und aller in den Mitgliedstaaten 
ansässigen Personen“ definieren. Das neunte dieser Grundprinzi-
pien lautet: „Durch die Beteiligung von Einwanderern am demo-
kratischen Prozess und an der Konzipierung integrationspolitischer 
Maßnahmen, insbesondere auf lokaler Ebene, wird ihre Integration 
unterstützt“ (Rat der Europäischen Union 2004, 18).

Aus- und Einwanderung kann sozialen Wandel beschleunigen 
oder auch verlangsamen (Portes 2010). Unter demokratischen Be-
dingungen führt Einwanderung aber jedenfalls zu erhöhter Diversität 
und stellt damit die Imagination der politischen Gemeinschaft als 
kulturell homogene Nation in Frage. Immigrant*innen integrieren sich 
daher in Gesellschaften, die sich selbst laufend verändern und ihre kol-
lektiven Identitäten neu reflektieren müssen. Dazu kommt gerade im 
heutigen Europa, dass dieser Wandel nicht nur durch Einwanderung 
und dauerhafte Niederlassung beschleunigt wird. Österreich ist auch 
ein Auswanderungsland und als Mitglied der Europäischen Union of-
fen für temporäre Zuwanderung mobiler EU-Bürger*innen. Wir haben 
in den vorangegangenen Kapiteln mehrfach betont, dass auch Fragen 
zur Staatsbürgerschaft nicht nur aus der Perspektive der Einwande-
rung gesehen werden sollten, sondern alle Aspekte von Migration 
und grenzüberschreitender Mobilität betreffen. Daher wäre es heute 
angemessener, nicht mehr nur vom Einwanderungsland Österreich 
zu reden, sondern von einer österreichischen Migrationsgesellschaft, 
die durch Zuwanderung, Abwanderung und Mobilität geprägt wird.

Daran, ob Immigrant*innen als zukünftige Bürger*innen gese-
hen werden, lässt sich am deutlichsten ablesen, ob der Staat ein 
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Selbstverständnis als Einwanderungsland entwickelt und den ge-
sellschaftlichen Wandel zur Migrationsgesellschaft akzeptiert hat. 
Erst wenn das der Fall ist, ist der Prozess der Integration in der Mi-
grationsgesellschaft ein wechselseitiger, der gemeinsam von allen 
Betroffenen gestaltet und nicht einseitig oktroyiert wird. Der Zugang 
zu Staatsbürgerschaft und Wahlrecht ist daher nicht Abschluss und 
Belohnung, sondern eine elementare Bedingung für einen demo-
kratischen Integrationsprozess.

Die Diagnose, die sich aus unseren Befunden in den Kapiteln 
2 bis 5 dieses Bandes ergibt, ist für Österreich nicht ermutigend. 
In einem jüngst erschienenen Buch stellen Sieglinde Rosenberger 
und Oliver Gruber fest, dass es seit der letzten Jahrhundertwende in 
Österreich nicht nur eine Institutionalisierung von Integrationspoli-
tiken gegeben hat, sondern auch politisch gewollte Desintegration 
durch Teilhabeverhinderung (Rosenberger/Gruber 2020). In keinem 
anderen Bereich wird dies so deutlich wie bei der politischen Inte-
gration, wo die Erschwerung des Zugangs zur gleichberechtigten 
Teilhabe nicht eine unbeabsichtigte Nebenwirkung, sondern oft das 
explizite Ziel von Reformen des Staatsbürgerschaftsgesetzes war.

In diesem abschließenden Kapitel stellen wir die österreichi-
schen Regeln zu Staatsbürgerschaft (Abschnitt 6.1) und Wahlrechten 
für Migrant*innen (Abschnitt 6.2) in den größeren Zusammenhang 
internationaler und vor allem europäischer Vergleiche. Wir zeigen 
auch, dass die sozialwissenschaftliche Forschung zu diesen Themen 
in den letzten Jahren große Fortschritte gemacht hat und Erkennt-
nisse liefert, die in der politischen Debatte in Österreich noch kaum 
berücksichtigt werden. Abschließend plädieren wir dafür, den Zu-
gang zur Staatsbürgerschaft nicht nur als eine Frage der Integration 
von Immigrant*innen, sondern auch als eine der Demokratiequalität 
in der Migrationsgesellschaft zu sehen.

6.1 � Zugang zur Staatsbürgerschaft im internationalen 
Vergleich

Seit den frühen 1990er-Jahren ist die vergleichende Untersuchung 
von Staatsbürgerschaften ein wichtiges Forschungsfeld nicht nur in 
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den Rechtswissenschaften, sondern auch in den Sozialwissenschaf-
ten geworden. Wegweisend war Rogers Brubakers historisch-sozio-
logischer Vergleich zwischen Frankreich und Deutschland (Brubaker 
1994). Brubaker interpretierte die Staatsbürgerschaftsregeln dieser 
beiden Staaten als Ergebnis der Geschichte ihres Nationenbaus. Do-
minierte in Frankreich die Auffassung von Staatsbürgerschaft als Zu-
gehörigkeit zu einer aus einer Revolution geborenen Willensnation, 
so war es in Deutschland die Idee einer Abstammungs- und Sprach-
gemeinschaft, welche die Zusammengehörigkeit der erst 1871 im 
Kaiserreich vereinigten deutschen Fürstentümer verbürgte. Bruba-
ker erklärte damit die unterschiedlichen Zugänge zur Staatsbürger-
schaft in den beiden Ländern aus der Perspektive des historischen 
Institutionalismus. Dieser geht von der Annahme einer „Pfadabhän-
gigkeit“ institutioneller Veränderungen aus, nach der ein in einer 
Umbruchssituation eingeschlagener Weg aufgrund institutioneller 
Trägheit fortgesetzt wird, auch wenn sich die äußeren Umstände 
verändern (Thelen 1999). Die französische Auffassung der Nation 
ermöglichte es im 19. Jahrhundert Elemente des ius soli zu stär-
ken und offen für Einbürgerung zu werden, während das deutsche 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913 ausschließlich das 
Abstammungsprinzip festschrieb. Trotz der massiven Zuwanderung 
und Niederlassung von ursprünglich als „Gastarbeitern“ rekrutierten 
Migrant*innen war bis zur deutschen Wiedervereinigung 1990 die 
reguläre Einbürgerung selten und schwierig.

Der Vergleich zwischen „nationalen Modellen“ der Staats-
bürgerschaft steht nach wie vor im Zentrum vieler Analysen. Die 
Annahme, dass Staatsbürgerschaftsregime von historischen Ur-
sprüngen des Staates geprägt und daher über lange Zeit stabil 
sind, musste jedoch seit den 1990er-Jahren gründlich revidiert 
werden. Die Einführung eines bedingten ius soli durch die rot-grü-
ne Koalitionsregierung in Deutschland im Jahr 1999 zeigte, dass 
auch in der prototypischen Abstammungsnation ein Kurswechsel 
möglich war (Barbieri 1998). Auch in anderen Ländern wurde be-
obachtet, dass Staatsbürgerschaftsfragen zunehmend ins Zentrum 
innenpolitischer Kontroversen gerieten und entsprechend häufig 
novelliert wurden. Neben der nach wie vor wichtigen Analyse der 
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nationalstaatlichen Ursprünge wurde daher auch den Ideologien 
und Programmen von Parlaments- und Regierungsparteien zu-
nehmend Beachtung geschenkt. Sozialdemokratische, liberale 
und grüne Parteien treten tendenziell für inklusivere Staatsbür-
gerschaftsgesetze ein und konservative und rechtspopulistische 
für Verschärfungen (Joppke 2010). Dabei kommt es nicht nur auf 
die Zusammensetzung von Regierungen an. Vor allem rechts-
populistische Parteien konnten auch aus der Opposition heraus 
erfolgreich die Liberalisierung von Staatsbürgerschaftsgesetzen 
verhindern oder indirekt Restriktionen auslösen, wenn Parteien 
der politischen Mitte befürchten mussten, Stimmen an sie zu ver-
lieren (Howard 2009, 52–62).

Schließlich sollte auch die internationale Ebene in Betracht ge-
zogen werden, um die Orientierung und den Wandel von Staatsbür-
gerschaft im Vergleich zu erklären. Wie wir in diesem Buch betont 
haben, ist die Zuteilung von Staatsbürgerschaft nicht nur eine innere 
Angelegenheit jedes Staates, sondern betrifft auch die Beziehungen 
zwischen den Staaten. Einerseits können wir beobachten, wie be-
stimmte Staatsbürgerschaftsmodelle sich geografisch ausgebreitet 
haben (siehe Abschnitt 2.1). Auch in der Gegenwart gibt es starke 
Indizien dafür, dass bestimmte Reformen, wie etwa die Einführung 
von Sprach- und Wissenstests für die Einbürgerung in europäischen 
Staaten oder die Aberkennung der Staatsbürgerschaft von Terror-
verdächtigen, sich über Nachahmung von Vorreitern international 
ausbreiten. Andererseits gibt es auch Entwicklungen im Völkerrecht, 
welche einzelstaatliche Reformen begünstigen. Dazu zählten in den 
1960er- und 70er-Jahren vor allem Normen zur Vermeidung von 
Staatenlosigkeit und Geschlechterdiskriminierung und heute die 
zunehmende Toleranz mehrfacher Staatsbürgerschaften (siehe Ab-
schnitt 4.1).

Diese möglichen Ursachen – historische Pfadabhängigkeiten, 
innenpolitische Kräfteverhältnisse, Modellwirkung nationaler Refor-
men in anderen Staaten und die Entwicklung internationaler Rechts-
normen – müssen wir im Auge behalten, wenn wir die Staatsbürger-
schaftsregeln von Staaten international und über längere Zeiträume 
hinweg vergleichen und ihre Veränderungen erklären wollen.
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In den Nullerjahren des neuen Millenniums entwickelte sich ein 
neuer Zugang in diesem Forschungsfeld, der erstmals den syste-
matischen Vergleich einer großen Anzahl von Staaten ermöglichte. 
Nun wurden nicht mehr gesamte historisch gewachsene Regime 
verglichen. Vielmehr zerlegte man die Staatsbürgerschaftsgesetze in 
ihre wesentlichen Bausteine, um dann die einzelnen Regeln für den 
Erwerb der Staatsbürgerschaft bei Geburt und durch Einbürgerung 
und ihren Verlust durch Rücklegung oder Entzug zu vergleichen. 
Eine erste vergleichende Analyse der Regeln für den Erwerb in 25 
Staaten wurde vom französischen Historiker Patrick Weil publiziert 
(Weil 2001). Einen vollständigen Raster für einen umfassenderen Ver-
gleich legte erstmals das Projekt „The acquisition of nationality in EU 
Member states: rules, practices and quantitative developments“ (NA-
TAC) vor, das an der Österreichischen Akademie der Wissenschaften 
koordiniert wurde. Der Raster wurde zunächst auf die 15 „alten“ EU-
Staaten angewendet (Bauböck et al. 2006). Die daraus gewonnenen 
Indikatoren dienten auch als Grundlage für erste politikwissenschaft-
liche Analysen, die mit statistischen Modellen versuchten, Politikver-
änderungen zu erklären (Howard 2009; siehe auch Janoski 2010). 
Aus diesem Ansatz entwickelte sich schließlich das Global Citizenship 
Observatory, kurz GLOBALCIT, ein am Europäischen Hochschulinstitut 
in Florenz angesiedeltes globales Observatorium für Staatsbürger-
schaftsgesetze und Wahlrechte.160 Methodisch beruht dieser Zugang 
darauf, Staatsbürgerschaftsgesetze zu sammeln, Länderberichte über 
ihre historische Entwicklung und aktuellen Regelungen zu erstel-
len, die Bedingungen für Erwerb und Verlust in einer vergleichenden 
Typologie zusammenzufassen und daraus quantitative Indikatoren 
zu entwickeln, die messen, wie inklusiv eine Rechtsregel für die je-
weilige Zielgruppe im internationalen Vergleich ist.

Einen etwas anderen Zugang wählte die Migration Policy 
Group, eine Brüsseler NGO, die seit 2007 den Migrant Integra-
tion Policy Index (MIPEX) veröffentlicht.161 Dieser hat sich zum Ziel 

	160	 Das Observatorium ist online zugänglich unter: https://www.globalcit.eu/.
	161	 Der Migrant Integration Policy Index (MIPEX) ist online zugänglich unter: 

https://www.mipex.eu.



2096  Internationaler Vergleich

gesetzt, die Inklusivität von Integrationspolitiken zu messen. Zu 
diesem Zweck bewerten Länderexpert*innen auf einer Skala von 
0 bis 100, wie inklusiv unterschiedliche Aspekte der Integrations-
politik sind. MIPEX enthält einen Themenstrang zum „Zugang zur 
Staatsbürgerschaft“, der aus insgesamt sieben Indikatoren besteht. 
Neben der Staatsbürgerschaft für die Kinder von Einwanderern 
werden die folgenden Bedingungen für reguläre Einbürgerung 
bewertet: Aufenthaltsdauer, Sprachkenntnisse, Integrationsbe-
dingungen, ökonomische Anforderungen, Unbescholtenheit und 
Toleranz von Doppelstaatsbürgerschaften. Der Durchschnittswert 
dieser Subindikatoren misst dann, wie inklusiv der Zugang zur 
Staatsbürgerschaft im jeweiligen Land ist. MIPEX stuft Österreich in 
dieser Hinsicht als „kritisch ungünstigen“ Fall ein (Indexwerte von 
0 bis 20). Im internationalen Vergleich von 52 Staaten lag Öster-
reich in dieser Bewertung im Jahr 2019 zusammen mit Bulgarien 
an letzter Stelle. Grafik 11 zeigt die Reihung der EU-Staaten im 
Jahr 2019.

Grafik 11: � EU-Staaten, gereiht nach Inklusivität der  
Staatsbürgerschaft im Jahr 2019
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Lange Zeit nahmen sozialwissenschaftliche Beobachter*innen an, 
dass der Politiktrend in den Staaten des globalen Nordens als liberale 
Konvergenz beschrieben werden kann, d. h., dass demokratische 
Einwanderungsstaaten aufgrund der normativen Logik von Rechts-
staatlichkeit und Demokratie ihre Staatsbürgerschaftsgesetze zu-
nehmend liberalisieren und dass diese damit auch untereinander 
ähnlicher würden (Joppke 1999/2007). Erwartet wurde vor allem 
eine Verkürzung von Aufenthaltsfristen, die Stärkung von Rechts-
ansprüchen statt Ermessensentscheidungen, die ergänzende Ein-
führung von Ius-soli-Elementen in Ius-sanguinis-Staaten und die 
zunehmende Toleranz von Doppelstaatsbürgerschaft.

Im ersten Jahrzehnt der 2000er-Jahre wurde jedoch eine neue 
Entwicklung beobachtet, die eine Modifizierung, wenn auch nicht 
eine Umkehr des angenommenen Trends bedeutete. Die Nieder-
lande, wo 1998 erstmals verpflichtende Integrationskurse für Neu-
zuwanderer eingeführt wurden, wurden zum Vorbild für ein neues 
westeuropäisches Politikmodell, in dem der Staat von Migrant*innen 
Integrationsnachweise als Bedingung für Daueraufenthalt, Familien-
nachzug und Einbürgerung verlangt. Dieser „civic integration turn“ 
(Goodman 2010; Joppke 2008) bedeutete einerseits die Abkehr 
von einer liberalen Laissez-faire-Politik, die Integration primär als 
Aufgabe der Zivilgesellschaft sah und auf spontane Prozesse der 
Eingliederung im Generationenverlauf setzte. In den Staatsbürger-
schaftsgesetzen schlug sich dies in der Einführung von Sprach- und 
Wissenstests in immer mehr Staaten nieder. Andererseits geht damit 
auch eine zunehmende Verrechtlichung und Standardisierung der 
Verfahren einher, die im Vergleich zum zuvor breiten Behörden-
ermessen auch mehr Rechtssicherheit bieten können.

Empirische Belege für die These der liberalen Konvergenz oder 
einer restriktiven „Integrationswende“ benötigen jedoch Datensätze 
mit längeren Zeitreihen für eine große Zahl von Staaten. Solche 
Längsschnittvergleiche sind bis heute noch relativ selten, weil die 
meisten publizierten Indikatoren nur über wenige Jahre in die Ver-
gangenheit reichen oder nur wenige Merkmale von Staatsbürger-
schaftsgesetzen enthalten. Eine kürzlich erschienene Studie bietet 
Hinweise auf zum Teil gegenläufige Prozesse, die sich auf unter-
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schiedliche Einbürgerungskriterien beziehen. John Graeber (2020) 
unterscheidet zwischen askriptiven und performativen Bedingun-
gen. Unter askriptiven Bedingungen versteht er all jene Kriterien, 
die von den Immigrant*innen kaum beeinflusst werden können. 
Dazu gehören die verlangte Aufenthaltsdauer, die Akzeptanz von 
Doppelstaatsbürgerschaften, Ius-soli-Bestimmungen sowie die 
vereinfachte Einbürgerung für ethnisch verwandte Gruppen. Ein 
Staatsbürgerschaftsgesetz ist umso restriktiver, je mehr Immig-
rant*innen aufgrund solcher Kriterien von der Einbürgerung aus-
geschlossen werden. Performative Kriterien sind jene, mit denen 
Staaten versuchen, die individuellen Anstrengungen und Erfolge 
von Immigrant*innen bei der Integration zu messen. Dazu gehö-
ren Sprach- und Wissenstests ebenso wie Einkommenskriterien und 
Unbescholtenheit. Graeber findet in seiner Analyse der Staatsbür-
gerschaftsgesetze von 16 westeuropäischen Staaten im Zeitraum 
von 1970 bis 2017 einerseits einen anhaltenden Trend zur liberalen 
Konvergenz bei den askriptiven Kriterien und andererseits seit 2000 
im Durchschnitt eine deutliche Tendenz zu Restriktionen bei den 
performativen Bedingungen. Bei diesem zweiten Trend fällt aller-
dings auf, dass er gerade bei den zunächst liberalen Staatsbürger-
schaftsgesetzen stärker ausgeprägt war. Zudem gibt es auch Aus-
nahmen wie Schweden, das sich diesem Trend bisher verweigert  
hat. Graeber registriert daher zwei gegenläufige Entwicklungen: 
eine liberale Konvergenz bei askriptiven Voraussetzungen für die 
Einbürgerung und eine konträre Entwicklung zu restriktiver Diver-
genz bei den performativen Bedingungen.

Für Österreich kann grosso modo festgestellt werden, dass es 
den „civic integration turn“ frühzeitig und besonders stark nach-
vollzogen hat: durch die Einführung des Sprachkriteriums im Jahr 
1998, das seither vereinheitlicht und schrittweise erhöht wurde, und 
durch einen zusätzlichen Wissenstest, der 2005/06 ins Gesetz auf-
genommen wurde (siehe Abschnitt 2.2). In Graebers Analyse sind 
die Restriktionen bei den performativen Kriterien bis zum Jahr 2017 
nur in Dänemark noch stärker als in Österreich. Bei den askriptiven 
Bedingungen ist jedoch Österreich jener Ausnahmefall, der schon 
ursprünglich sehr restriktive Kriterien fast unverändert beibehalten 
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und sich in dieser Weise dem Trend zur liberalen Konvergenz wider-
setzt hat. Österreich geht also einen Sonderweg von der „geschlos-
senen Ermessensstaatsbürgerschaft“ hin zu einer „geschlossenen 
regulierten Staatsbürgerschaft“. Im ersten Fall haben Behörden viel 
Spielraum zu entscheiden, wer Staatsbürger*in wird, im zweiten Fall 
müssen Immigrant*innen nicht nur viele, sondern auch so hohe 
Kriterien erfüllen, dass Einbürgerung praktisch vollständige Assi-
milation voraussetzt (Graeber 2020, 246–247). Nur Norwegen wird 
als noch etwas restriktiver bei den askriptiven Bedingungen ausge-
wiesen. Dieser Indikator dürfte jedoch für Norwegen stark gefallen 
sein, weil das Land seit 1. Jänner 2020 Doppelstaatsbürgerschaften 
vollständig akzeptiert.

6.2 � Wahlrechte für Migrant*innen im internationalen  
Vergleich

Das Recht auf politische Teilhabe bildet seit den Ursprüngen der 
Demokratie in den Stadtstaaten der griechischen Antike den inner-
sten Kern der Bürgerrechte. Für Aristoteles waren Bürger162 jene, die 
abwechselnd herrschen und beherrscht werden (Aristoteles 2001). 
Im antiken Athen wurden öffentliche Ämter überwiegend durch 
Losverfahren besetzt, sodass tatsächlich alle Bürger gleiche Chan-
cen hatten, vorübergehend Herrschaft auszuüben (siehe Abschnitt 
1.1). In der repräsentativen Demokratie sind die Bürger*innen nicht 
mehr in dieser Weise direkt beteiligt, sondern sie wählen Vertre-
ter*innen. Das demokratische Ideal der kollektiven Selbstregierung 
von Bürger*innen wird hier dadurch eingelöst, dass alle Bürger*in-
nen ab einem bestimmten Alter wahlberechtigt sind und als Re-
präsentant*innen kandidieren können. Zwar wird die Ausübung 
politischer Herrschaft durch Politiker*innen in diesem System zu 
einer speziellen Profession. Aber diese sind selbst Bürger*innen und 
können von demokratischen Mehrheiten zur Rechenschaft gezogen 
und abgewählt werden. Aus diesem Grund kann man auch in diesem 

	162	 Die männliche Form ist hier bewusst gewählt, da nur freie Männer, die 
nicht von Lohnarbeit leben mussten, die vollen Bürgerrechte besaßen.
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Fall von Demokratie, d. h. wörtlich von „Volksherrschaft“ sprechen. 
Gleichzeitig ermöglicht es erst die repräsentative Form der Demo-
kratie, politische Herrschaft in großen Flächenstaaten demokratisch 
zu organisieren und zu legitimieren, während direkt demokratische 
Gemeinwesen bis zu den amerikanischen und französischen Re-
volutionen des späten 18. Jahrhunderts immer auf Stadtstaaten 
begrenzt blieben.

Wenn das allgemeine Wahlrecht den Kern demokratischer Bür-
gerrechte bildet, dann wird eine systematische Diskrepanz zwischen 
Wahlrecht und Staatsbürgerschaft verdächtig. Das reine Männer-
wahlrecht und das Zensuswahlrecht des 19. Jahrhunderts, welches 
auf Steuerklassen beruhte, oder das Apartheidsystem Südafrikas bis 
1994 werden heute als zutiefst undemokratisch wahrgenommen.

Die schrittweise Ausweitung des Wahlrechts auf alle Staatsbür-
ger*innen und die immer strengere Verknüpfung mit der Staats-
bürgerschaft hatte eine stark egalisierende und demokratisierende 
Wirkung. Diese Norm der Übereinstimmung zwischen Staatsbür-
gerschaft und Wahlrecht beruht jedoch auf der Annahme „ge-
schlossener Gesellschaften“ (Rawls 2001). Im Kontext von interna-
tionaler Migration erzeugen die Regeln für den Erwerb und Verlust 
der Staatsbürgerschaft, die wir in den Kapiteln 2 und 3 dargestellt 
haben, eine systematische Diskrepanz zwischen Wohnbevölkerung 
und Staatsangehörigkeit. Damit wird die Frage der Verteilung von 
Wahlrechten zu einer demokratiepolitischen Herausforderung. 
Grundsätzlich sind vier verschiedene Lösungen denkbar, welche 
auf die im Abschnitt 1.4 vorgestellten demokratischen Inklusions-
prinzipien Bezug nehmen:

1.	 die insulare Antwort auf Migration,
2.	 die transnationale Erweiterung des Wahlrechts,
3.	 ein postnationaler Zugang und
4.	 ein doppelt inklusiver Ansatz.

Die insulare Antwort auf Migration besteht darin, die Effekte 
von Migration auszuklammern und Wahlrechte so zu verteilen, als 
bestünde das Staatsvolk aus einer geschlossenen und sesshaften 
Bevölkerung. Das würde bedeuten, dass nur im Inland wohnhafte 
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Staatsbürger*innen wahlberechtigt sind. Das ist aber, wie bereits 
erwähnt, aus demokratischer Perspektive problematisch.

Eine zweite Antwort besteht in der transnationalen Erweiterung 
der Wahlberechtigung auf Staatsangehörige im Ausland. Hier wird 
das oben skizzierte demokratische Kongruenzprinzip zwischen 
Staatsbürgerschaft und Wahlberechtigung in den Vordergrund 
gerückt. Dementsprechend wird die strikte Koppelung von Staats-
bürgerschaft und Wahlrecht beibehalten. Da die Verteilung von 
Wahlrechten aber demokratisch inklusiv sein muss, ist eine solche 
Koppelung nur dann zu rechtfertigen, wenn dann auch die Zuerken-
nung und der Verlust der Staatsbürgerschaft nicht im freien Ermes-
sen des Gesetzgebers liegen, sondern den Normen demokratischer 
Inklusion entsprechen. Das heißt, es muss Nicht-Staatsbürger*innen, 
die im jeweiligen Land leben, nach einer gewissen Zeit ermöglicht 
werden, die Staatsbürgerschaft zu erwerben, um am demokrati-
schen Prozess teilnehmen zu können.

Wie in Abschnitt 5.2 und 5.3 ausführlich dargestellt, hat der Ver-
fassungsgerichtshof in zwei Erkenntnissen entschieden, dass das 
Wahlrecht an die Zugehörigkeit zum österreichischen Staatsvolk 
geknüpft ist und die Staatsbürgerschaft einerseits eine notwendige 
und andererseits eine hinreichende Voraussetzung für demokrati-
sche Beteiligung ist. Damit wurde zunächst im Jahr 1990 die Einfüh-
rung des nationalen Wahlrechts für Österreicher*innen im Ausland 
begründet und dann im Jahr 2004 ein Wahlrecht für Drittstaatsan-
gehörige zu den Wiener Bezirksvertretungen aufgehoben. Weder 
das Verfassungsgericht noch der parlamentarische Gesetzgeber 
haben sich jedoch die Frage gestellt, ob die strikte Koppelung des 
Wahlrechts an die Staatsangehörigkeit nicht aus Gründen des de-
mokratischen Legitimitätsprinzips erfordert, auch den Erwerb und 
Verlust der Staatsangehörigkeit so zu regeln, dass durch Migration 
keine systematischen Demokratiedefizite entstehen. Dies würde 
einerseits bedeuten, die Gefahr einer Überinklusion von österrei-
chischen Emigrant*innen zu vermeiden, indem man die Vererbung 
der Staatsbürgerschaft an im Ausland geborene Nachkommen be-
grenzt. Andererseits sollte dem Ausschluss eines wachsenden Teils 
der Wohnbevölkerung im Einwanderungsland Österreich entgegen-
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gewirkt werden, indem der Zugang zur Staatsbürgerschaft für Im-
migrant*innen und ihre in Österreich geborenen Kinder erleichtert 
wird. Im Gegensatz zum österreichischen Verfassungsgerichtshof 
wies das deutsche Bundesverfassungsgericht bei seinem Urteil 
gegen das kommunale Wahlrecht für Nicht-Staatsangehörige im 
Jahr 1990 den Gesetzgeber darauf hin, dass ein demokratisches 
Legitimitätsdefizit durch eine Reform der Einbürgerung verhindert 
werden könne, „etwa dadurch, dass denjenigen Ausländern, die 
sich auf Dauer in der Bundesrepublik Deutschland niedergelassen 
haben, sich hier rechtens aufhalten und deutscher Staatsgewalt mit-
hin in einer den Deutschen vergleichbaren Weise unterworfen sind, 
der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit erleichtert wird“.163 
Dieser Aufforderung ist der deutsche Bundestag auch in mehreren 
Novellen zum Staatsangehörigkeitsgesetz schon in den 1990er-Jah-
ren nachgekommen.

Eine dritte Antwort auf die Herausforderung durch Migration 
ist es, das Wahlrecht von der Staatsbürgerschaft zu entkoppeln und 
stattdessen an den Wohnsitz zu binden. Ein solcher postnationaler 
Zugang wird von einigen Demokratietheoretiker*innen vertreten, 
für die Wahlrechte all jenen und nur jenen zuerkannt werden soll-
ten, die dauerhaft Rechtsunterworfene sind (López-Guerra 2005; 
Owen 2012).164 Dazu gehören ohne Zweifel alle niedergelassenen 
Migrant*innen, unabhängig davon, ob sie die Staatsbürgerschaft 
des Gastlandes besitzen. Wer sich dagegen dauerhaft im Ausland 
niederlässt, ist den Gesetzen des Herkunftslandes nur mehr marginal 
unterworfen und sollte daher in der Gesetzgebung auch nicht mehr 
repräsentiert sein. Selbst wenn er oder sie die Staatsbürgerschaft 
dieses Landes behält, um das Recht auf Rückkehr und diplomati-
schen Schutz nicht zu verlieren, so begründet das in postnationaler 
Sicht keinen Anspruch auf demokratische Beteiligung.

	163	 BVerfGE 83, 37.
	164	 Ahlhaus (2020) vertritt im Gegensatz dazu eine deliberative postnatio-

nale Perspektive, nach der Migrant*innen in die Entscheidung über ihre 
Wahlberechtigung einbezogen werden müssen. 
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Eine vierte Antwort könnte sich auf das Prinzip der Inklusion 
aller betroffenen Interessen stützen. Dies würde zu einem doppelt 
inklusiven Ansatz führen, bei dem sowohl Emigrant*innen als auch 
Immigrant*innen berücksichtigt werden müssen. Hier lautet das Ar-
gument, dass in einer zunehmend interdependenten und durch Mi-
gration verbundenen Staatenwelt politische Entscheidungen eines 
nationalen Gesetzgebers nicht nur die Interessen der Wohnbevölke-
rung betreffen. Vielmehr wirken diese über die territorialen Grenzen 
hinaus. Insbesondere Emigrant*innen der ersten Generation, die sich 
dem Herkunftsland durch soziale Bindungen oder Rückkehrpläne 
verbunden fühlen, haben in dieser Sicht gut begründete Ansprüche 
auf politische Beteiligungsrechte, durch die sie an der Gestaltung 
der Zukunft des Landes mitwirken können. Aus dieser doppelt in-
klusiven Sicht wäre es angemessen, Wahlrechte so zu erweitern, 
dass sie sowohl von Emigrant*innen als auch von Immigrant*innen 
ausgeübt werden können, wobei der Besitz der Staatsbürgerschaft 
grundsätzlich irrelevant erscheint.165

Im historischen Vergleich gibt es eine interessante Trendum-
kehr. Im 19. Jahrhundert waren Wahlrechte keineswegs immer an 
die Staatsbürgerschaft gebunden. Wie wir im Abschnitt 5.3 gesehen 
haben, war das auch in Österreich nicht durchgängig der Fall. In der 
USA genügte gegen Ende des 19. Jahrhunderts für die Ausübung des 
Wahlrechts in den meisten Bundesstaaten eine Absichtserklärung 
von Immigrant*innen, sich zu einem späteren Zeitpunkt einbürgern 
zu wollen (Hayduk 2005; Raskin 1993). Diese historischen Präzedenz-
fälle können jedoch keineswegs als Vorbilder für die aktuelle Debat-
te dienen. Sie waren vielmehr das Resultat defizitärer Demokratie
modelle, in denen Gleichheitsprinzipien und Rechtsstaatlichkeit eine 
wesentlich geringere Rolle spielten und Wahlrechte von Parteien und 

	165	 Joachim Blatter vertritt eine interessante Variante dieses Arguments. 
Er schlägt vor, dass zwischen in besonderer Weise interdependenten 
Staaten, wie etwa den Mitgliedstaaten der EU, alle Bürger*innen (ein-
schließlich jener, die im Land ihrer Staatsangehörigkeit leben) transna-
tionale Wahlrechte und Repräsentation in den jeweils anderen Staaten 
genießen sollten (Blatter/Bauböck 2019, 1–6, 46–55).
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lokalen politischen Akteur*innen zu ihren Gunsten manipuliert wur-
den. Für Wahlrechtsmanipulationen gibt es gerade in den USA auch 
heute noch relativ breiten Spielraum. So werden die Grenzen von 
Wahlbezirken kreativ erweitert oder eingegrenzt (das sogenannte 
gerrymandering), um die Mehrheit für die eigene Partei nicht zu ver-
lieren. Zudem werden afroamerikanische und hispanische Bürger*in-
nen an der Ausübung ihres Wahlrechts gehindert (voter suppression). 
Für immer wiederkehrende Vorwürfe seitens der Republikanischen 
Partei, dass Wahlergebnisse durch die Stimmen nicht wahlberechtig-
ter Immigrant*innen systematisch verfälscht wurden, gibt es jedoch 
keine Anhaltspunkte. Das Phänomen der Wahlbeteiligung von irre-
gulären Immigrant*innen ist allerdings aus südasiatischen Staaten 
bekannt, wo die Registrierung im Verzeichnis der Wähler*innen oft 
das erste Identitätsdokument ist, welches irreguläre Migrant*innen 
erhalten. Lokale Politiker*innen gewinnen auf diese Weise Wähler*in-
nen, die von ihrer Gunst abhängig sind (Sadiq 2009).

Tendenzen zur Erweiterung von Wahlrechten für Emigrant*in-
nen und Immigrant*innen in gefestigten Demokratien beruhen 
dagegen darauf, dass die Veränderung von Gesellschaften durch 
Migration anerkannt und der Kreis der Wahlberechtigten entspre-
chend angepasst wird. Die vergleichenden Politikwissenschaften 
haben in den letzten Jahren zahlreiche Daten zu dieser Frage gesam-
melt und Demokratieforscher*innen haben sich mit den normativen 
Fragen auseinandergesetzt (Beckman 2009; Caramani/Strijbis 2013; 
Chaudhary 2018; Collyer 2014; Earnest 2008; Finn 2020; Lafleur 2013; 
López-Guerra 2014; Pedroza 2019).

Aus der empirischen Perspektive eines internationalen Wahl-
rechtsvergleichs muss man feststellen, dass keine der oben skizzier-
ten vier Antworten sich allgemein durchgesetzt hat. Auf den ersten 
Blick können wir einen Trend von der insularen hin zur transnatio-
nalen Lösung beobachten, weil seit der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts immer mehr Staaten nationale Wahlrechte nicht mehr 
an den Wohnsitz knüpfen, sondern diese auch ihren Staatsbürger*in-
nen im Ausland einräumen (Bauböck 2007; Collyer 2014; IDEA/IFE 
2007). Postnationale Antworten im Sinne eines staatsangehörig-
keitsneutralen Wahlrechts bei nationalen Wahlen gibt es dagegen, 
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wie schon in Kapitel 5 erwähnt, weltweit nur in fünf Staaten (Chile, 
Ecuador, Malawi, Neuseeland und Uruguay), wobei diese Ausnah-
men jeweils durch besondere historische Bedingungen erklärt wer-
den können und es kaum internationale Nachahmungseffekte zu 
geben scheint (Arrighi/Bauböck 2017). Gleichzeitig gewähren diese 
Staaten (mit Ausnahme Malawis und mit starken Einschränkungen 
in Uruguay) auch ihren Auslandsbürger*innen Wahlrechte, sodass 
sie eher als Beispiele für einen doppelt inklusiven und weniger für 
einen postnationalen Zugang dienen können. Dazu kommt eine 
Handvoll Staaten, in denen auch Nicht-Staatsbürger*innen mit 
Wohnsitz im Inland Stimmrechte in nationalen Wahlen eingeräumt 
werden. Das gilt allerdings nur für Angehörige bestimmter anderer 
Staaten, sei es auf Basis von Gegenseitigkeit (wie zwischen Brasilien 
und Portugal) oder historischen Bindungen (wie das Wahlrecht für 
irische Staatsbürger*innen und Commonwealth-Bürger*innen in 
Großbritannien).

Wenn wir den Blick erweitern und nicht mehr nur auf die na-
tionalstaatliche Ebene fixieren, dann zeigt sich jedoch ein anderes 
Muster. Bei nationalen Wahlen gibt es einen starken transnationalen 
Trend, bei kommunalen dagegen eine gewisse Tendenz zu postna-
tionalen Lösungen. Das bekannteste Beispiel dafür ist das kommu-
nale Wahlrecht für Unionsbürger*innen in allen anderen Mitglied-
staaten, das im Vertrag von Maastricht seit 1993 verankert wurde 
(Valchars 2017b). Daneben existiert jedoch auch ein tatsächlich von 
der Staatsbürgerschaft entkoppeltes Wahlrecht für alle Personen 
mit Wohnsitz in der Gemeinde. Dieses gilt heute in zwölf EU-Staa-
ten, in Norwegen und Island, in mehreren Schweizer Kantonen und 
Gemeinden, in acht südamerikanischen Staaten und in Südkorea 
(Arrighi/Bauböck 2017; Pedroza 2019; siehe Abschnitt 5.3). Es gibt 
also gleichzeitig transnationale und postnationale Entwicklungs-
muster, jedoch auf unterschiedlichen Ebenen.

Was auf den ersten Blick wie normative Inkohärenz in demokra-
tiepolitischen Antworten auf die Herausforderung durch Migration 
erscheinen mag, kann in einer Perspektive der Mehrebenenbürger-
schaft, wie wir sie in Abschnitt 1.3 skizziert haben, entschlüsselt 
werden. In dieser Sicht können wir das Postulat einer demokratisch 
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gebotenen Verknüpfung von Bürgerschaft und Wahlrecht aufrecht-
erhalten, indem wir zwischen Staatsbürgerschaft und Gemeinde-
bürgerschaft unterscheiden. Die Entkoppelung des kommunalen 
Wahlrechts von der Staatsbürgerschaft bedeutet dann, dass die Ge-
meindebürgerschaft (im Gegensatz etwa zur Unionsbürgerschaft 
in der EU) nicht mehr von der Staatsbürgerschaft abgeleitet wird. 
Vielmehr beruht sie auf einem selbstständigen Prinzip der „Wohn-
bürgerschaft“, die im Gegensatz zur Staatsbürgerschaft nicht per 
Geburt oder Einbürgerungsantrag erworben wird und auch nicht 
lebenslang unabhängig vom Wohnort beibehalten werden kann. 
Kommunale Bürgerschaft wird in dieser Sicht von allen durch Nie-
derlassung in der Gemeinde automatisch erworben und von jenen, 
die ihren Wohnsitz aufgeben, ebenso automatisch verloren. Das 
Wahlrecht bleibt damit auch auf dieser Ebene an einen Status der 
Bürgerschaft geknüpft.

Wie wir im Kapitel 5 gezeigt haben, hat Österreich in Wahlrechts-
fragen nur teilweise darauf reagiert, dass sich die Gesellschaft durch 
Migration verändert hat. Auslandsbürger*innen wurden nationale 
Wahlrechte zuerkannt und deren Ausübung in mehreren Schritten 
erleichtert (Abschnitt 5.2). Einwanderer*innen dagegen blieben 
beide Tore zur demokratischen Mitbestimmung verschlossen – der 
Zugang zu allen Wahlrechten durch Öffnung der Staatsbürgerschaft 
ebenso wie jener zu kommunalen Wahlrechten durch Wohnbürger-
schaft für Drittstaatsangehörige (Abschnitt 5.3).

Um die Situation in Österreich in einen internationalen Vergleich 
einzubetten, haben wir in der folgenden Tabelle 5 den aktuellen 
Stand von Wahlrechten für Migrant*innen in den Staaten der Euro-
päischen Union zusammengefasst. In der linken Spalte wird das 
aktive Wahlrecht von Staatsbürger*innen mit dauerhaftem Wohn-
sitz im Ausland bei nationalen Parlamentswahlen dargestellt (die 
Stimmabgabe im Ausland von nur vorübergehend abwesenden 
Staatsbürger*innen mit Wohnsitz im Inland bleibt hier unberück-
sichtigt). In der rechten Spalte ist das aktive Wahlrecht von Dritt-
staatsangehörigen zu Kommunalwahlen eingetragen – das im 
EU-Recht verankerte Wahlrecht für Unionsbürger*innen wird hier 
vorausgesetzt und nicht extra dargestellt.
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Tabelle 5: � Expansive Wahlrechte in den Staaten der 
Europäischen Union 2019

nationales Wahl-
recht für Auslands

bürger*innen

kommunales  
Wahlrecht für  

Drittstaatsangehörige
Belgien ja ja
Bulgarien ja nein

Dänemark
nur bestimmte  

Personenkategorien166 ja

Deutschland
3 Monate Aufenthalt in 
den letzten 25 Jahren167 nein

Estland ja ja
Finnland ja ja
Frankreich ja nein
Griechenland ja168 nein

Großbritannien
wenn nicht länger als  

15 Jahre abwesend
Commonwealth- 

Bürger*innen
Irland nur Diplomat*innen ja
Italien ja nein
Kroatien ja nein
Lettland ja nein
Litauen ja ja
Luxemburg ja ja

Malta
nur Beamt*innen und 

Sicherheitskräfte
nein

Niederlande ja ja
Österreich ja nein
Polen ja nein
Portugal ja Reziprozität
Rumänien ja nein

	166	 Dänemark: Beamt*innen, Studierende, entsandte Arbeitskräfte, u. a.
	167	 Deutschland: 3 Monate Aufenthalt oder Nachweis besonderer Bindun-

gen
	168	 Griechenland: erst seit 2020 allgemeines Wahlrecht für Auslands-

griech*innen
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nationales Wahl-
recht für Auslands

bürger*innen

kommunales  
Wahlrecht für  

Drittstaatsangehörige

Schweden
nur wenn früherer  

Aufenthalt in Schweden
ja

Slowakei ja ja
Slowenien ja ja
Spanien ja Reziprozität
Tschechien ja nein
Ungarn ja ja
Zypern nur Beamt*innen nein

Daten für 2019, Griechenland 2020. Quelle: GLOBALCIT 2019a; eigene Ko-
dierung. Anmerkungen: Nicht berücksichtigt wurden: Wahlrechte bei vo-
rübergehendem Auslandsaufenthalt und das kommunale Wahlrecht für 
Unionsbürger*innen in allen EU-Mitgliedsstaaten.

Unsere Übersicht zeigt, dass alle EU-Staaten zumindest einigen 
Gruppen von Auslandsbürger*innen das Wahlrecht einräumen. 
Selbst jene, die das nicht tun, räumen vorübergehend Abwesenden 
Möglichkeiten für die Stimmabgabe im Ausland ein (IDEA 2020). 
Die Transnationalisierung des nationalen Wahlrechts hat sich also 
schon längst durchgesetzt. Offen bleibt lediglich die Frage, ob alle 
Staatsbürger*innen im Ausland die Möglichkeit zur Beteiligung 
haben sollen, ob nur bestimmte Personen, die im staatlichen Auf-
trag im Ausland sind, ihre Wahlrechte behalten können oder ob ein 
Nachweis besonderer Bindungen an das Herkunftsland (etwa durch 
früheren Aufenthalt) verlangt wird.

Beim kommunalen Wahlrecht für Drittstaatsangehörige gibt es 
dagegen eine stärkere Polarisierung zwischen jenen Staaten, die alle 
in die lokale Wohnbürgerschaft einschließen, und jenen, die wie 
Österreich auf gänzlichem Ausschluss beharren. Zuerkennung von 
lokalen Wahlrechten auf der Basis von Wechselseitigkeit mit Dritt-
staaten gibt es nur in Spanien und Portugal. Kommunale Wahlrechte 
sind eine Frage der Integration auf lokaler Ebene und sollten nicht 
von zwischenstaatlichen Beziehungen abhängen. Dazu kommt, dass 
Migrationsbewegungen zwischen Staaten in der Regel asymmet-
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risch sind und dass eine Verallgemeinerung des Reziprozitätsprin-
zips zu einer unüberschaubaren Differenzierung von Beteiligungs-
rechten führen würde, die dem Gleichheitsprinzip widerspricht. Aus 
all diesen Gründen erscheint es wenig sinnvoll, Immigrant*innen zu 
privilegieren, deren Herkunftsländer den Staatsbürger*innen des 
Aufenthaltslandes vergleichbare Rechte einräumen (Bauböck 2002).

Es ist nicht leicht, in Tabelle 5 Muster zu erkennen. Eine statisti-
sche Analyse zeigt, dass es zwischen den beiden Variablen praktisch 
keinen Zusammenhang gibt.169 Staatliche Politiken der demokrati-
schen Inklusion von Emigrant*innen und Immigrant*innen scheinen 
daher nicht auf konsistenten Prinzipien demokratischer Inklusion 
zu beruhen. Sie entwickeln sich unabhängig voneinander und auf 
verschiedenen Ebenen. Wenn man die Kombinationen von nationa-
lem Auslandswahlrecht und kommunalem Wahlrecht für Drittstaats-
angehörige im Sinne der oben beschriebenen vier theoretischen 
Modelle interpretiert, so scheinen auch diese zu variieren, ohne 
dass eindeutige Muster sichtbar werden. Es zeigt sich aber, dass 
transnationale und doppelt inklusive Konstellationen mit jeweils 
neun Staaten klar dominieren und postnationale sowie insulare viel 
seltener vorkommen.

Eine repräsentative Umfrage in 25 EU-Staaten und der Schweiz 
aus dem Jahr 2019 gibt erstmals Aufschluss über die Einstellun-
gen der im Inland lebenden Staatsbürger*innen zu Wahlrechten 
für Migrant*innen (Michel/Blatter 2020a/2020b). Auf die Frage 
„Wer sollte grundsätzlich das Recht haben, an den nationalen Par-
lamentswahlen teilzunehmen und Abgeordnete in das Parlament 
zu wählen?“ antworten 39 Prozent „alle Staatsbürger*innen – unab-
hängig davon, ob sie innerhalb oder außerhalb des Landes leben“; 
14 Prozent „all diejenigen, die legal und dauerhaft im Land leben 
– unabhängig davon, ob sie die Staatsangehörigkeit besitzen oder 
nicht“; 28 Prozent „nur Staatsangehörige, die im Land leben“; und 
19 Prozent „alle Staatsangehörigen und all diejenigen, die legal und 

	169	 Wenn wir die Werte in den beiden Spalten der Tabelle als ordinale Va-
riablen interpretieren, so ergibt sich: Spearman’s Rho = 0.068, p = 0,726, 
d. h. keine signifikante Korrelation.
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dauerhaft im Land leben“. Die Meinungen der Österreicher*innen 
weichen in dieser Frage nicht stark vom europäischen Durchschnitt 
ab: 38 Prozent befürworten ein transnationales Wahlrecht, 17 Pro-
zent ein postnationales, 27 Prozent ein insulares und 17 Prozent 
ein doppelt inklusives. Eine relative Mehrheit unterstützt also das 
dominante Arrangement, welches für nationale Wahlen und nur für 
diese ein transnationales Wahlrecht für alle Staatsbürger*innen vor-
sieht. Erstaunlich ist jedoch, dass insgesamt eine Mehrheit davon 
abweichende Lösungen befürwortet, wobei EU-weit wie auch in 
Österreich immerhin ein Drittel der Befragten nationale Wahlrechte 
für Nicht-Staatsangehörige unterstützt und mehr als zwei Fünftel 
Auslandsbürger*innen Wahlrechte vorenthalten möchten. Selbst 
dort, wo die Verteilung von Wahlrechten verfassungsrechtlich fest-
gezurrt ist, gibt es daher eine erhebliches Unterstützungspotenzial 
für politische Akteur*innen, die diese Frage neu aufrollen möchten.

In den Sozialwissenschaften und auch unter politischen Akti-
vist*innen ist vor allem der Zugang zum Wahlrecht für Immigrant*in-
nen breit diskutiert worden, wobei umstritten ist, ob dieser primär 
über Einbürgerungen oder über die Entkoppelung des Wahlrechts 
von der Staatsbürgerschaft erfolgen sollte. Ein Argument gegen die 
zweite Strategie lautet, dass damit die Staatsbürgerschaft entwer-
tet und der Anreiz zur Einbürgerung weiter reduziert würde. Aus 
postnationaler Sicht wäre das allerdings ein durchaus erwünschter 
Effekt. Andere weisen dagegen darauf hin, dass Einbürgerung posi-
tive Integrationswirkungen auslöst (siehe Abschnitt 2.4) und dass 
vollständige Aufenthaltssicherheit, unbeschränktes Rückkehrrecht 
und diplomatischer Schutz nur durch die Staatsbürgerschaft ge-
währleistet werden können. In dieser Debatte geht es jedoch nicht 
nur um weltanschauliche und rechtliche Fragen, sondern auch um 
eine empirische: Verringert die Zuerkennung des Wahlrechts für 
Nicht-Staatsangehörige deren Motivation, die Staatsbürgerschaft 
zu beantragen? Oder bewirkt die Erfahrung der Gleichberechtigung 
bei Wahlen umgekehrt eine stärkere Identifikation mit dem Staat 
und daher eine größere Neigung zur Einbürgerung?

Eine neue Studie liefert dazu interessante Antworten (Slotwins-
ki/Stutzer/Bevelander 2020). Dabei wurde das Verhalten von Im-
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migrant*innen aus Drittstaaten in Schweden untersucht. Diese er-
werben nach drei Jahren Aufenthalt automatisch das Wahlrecht auf 
kommunaler Ebene. Nach fünf Jahren können sie die Einbürgerung 
beantragen, wobei keine Sprach- und Wissenstests verlangt werden, 
Doppelstaatsbürgerschaft toleriert wird und es keinen Ausschluss 
aufgrund geringen Einkommens oder des Bezugs von Sozialleistun-
gen gibt. Die Studie beruht auf einem Quasi-Experiment, in dem Ein-
wanderungskohorten, die jeweils drei Jahre vor den kommunalen 
Wahlen der Jahre 2002, 2006 und 2010 angekommen waren, in eine 
Versuchsgruppe und eine Kontrollgruppe geteilt wurden. Die erste 
bestand aus Personen, welche die dreijährige Aufenthaltsfrist um 
einige Tage überschritten hatten und daher wahlberechtigt waren, 
die zweite aus jenen, die kurz nach dem Stichtag angekommen und 
daher nicht wahlberechtigt waren. Die Verteilung zwischen den bei-
den Gruppen war daher annähernd zufällig, wodurch es möglich 
wird, Rückschlüsse auf den kausalen Einfluss der Wahlberechtigung 
zu ziehen. Die Studie untersuchte dann, welche Personen in der Fol-
ge eingebürgert wurden. Dabei zeigte sich, dass Immigrant*innen 
aus ärmeren Herkunftsländern170 sich deutlich häufiger einbürgern, 
wenn sie zuvor schon das kommunale Wahlrecht erhalten haben, 
wogegen bei jenen aus reicheren Staaten die Entkoppelung des 
kommunalen Wahlrechts von der Staatsbürgerschaft die Neigung 
zur Einbürgerung etwas dämpft. Gerade bei den sozial schwächeren 
Herkunftsgruppen steigt mit dem Zugang zum Wahlrecht also die 
Identifikation mit dem Staat und der intrinsische Wert der Staatsbür-
gerschaft. Ein geringes soziales Gefälle zwischen Einwanderungs- 
und Herkunftsland führt dagegen eher dazu, die Staatsbürgerschaft 
des Aufnahmelandes zweckorientiert zu bewerten.

Dieser Befund ergänzt jenen zur Integrationswirkung der Ein-
bürgerung, die ebenfalls davon abhängt, wie stark der Kontrast 
zwischen der Ressourcenausstattung des Herkunfts- und des Ein-
wanderungslandes ist (siehe Kapitel 2.4). Wie die Autor*innen der 
Studie betonen, ist die beobachtete positive Wirkung des kommu-

	170	 Gemessen durch den Human Development Index (HDI) des Entwick-
lungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP).
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nalen Wahlrechts auf Einbürgerung nur dann zu erwarten, wenn 
Letztere wie in Schweden relativ rasch und leicht möglich ist. Bei 
hohen Hürden und langen Wartezeiten wie in Österreich würde auch 
der Zugang zum kommunalen Wahlrecht kaum dazu beitragen, dass 
Immigrant*innen in größerer Zahl die Einbürgerung beantragen.

6.3 � Schlussbemerkung: Eine Frage der Demokratiequalität

Wir haben in der Einleitung zu diesem Kapitel betont, dass der 
Zugang zu politischen Beteiligungsrechten für Migrant*innen ein 
Lackmustest für die Integrationspolitik ist, weil sich darin offenbart, 
ob Integration als einseitige Anpassung oder als wechselseitiger 
gesellschaftlicher Zusammenhalt in der Migrationsgesellschaft ver-
standen wird. Man kann dies auch so formulieren, dass es nicht nur 
um Integration geht, sondern ebenso um Demokratiequalität.

Internationale Migration verändert staatlich verfasste Gesell-
schaften in ihrer demografischen Zusammensetzung und Dyna-
mik. Sie beschleunigt den kulturellen Wandel durch ökonomische 
Globalisierung und die digitale Revolution, welche die Vorstellung 
homogener Nationalkulturen untergraben. Sie verstärkt auch die 
politische Polarisierung zwischen mobilen und immobilen, urbanen 
und ländlichen, besser und schlechter gebildeten Bevölkerungs-
gruppen. Für die meisten dieser Phänomene ist Migration eher ein 
Symptom oder Katalysator als die bestimmende Ursache. Sie wird 
aber von jenen, die sich auf der Verliererseite des dramatischen 
sozialen Wandels sehen, oftmals als Ursache wahrgenommen. Aus 
dieser verzerrten Perspektive entsteht dann der Ruf nach einem 
Einwanderungsstopp und dem Ausschluss von Immigrant*innen 
aus der politischen Gemeinschaft. Dieses Ressentiment wird von 
populistischen Parteien mobilisiert, deren Kernideologie heute ein 
ausgeprägter Nativismus ist, d. h. die Abgrenzung der „Einheimi-
schen“ von den zugewanderten „Fremden“ (Wodak 2016). Dass 
diese gesellschaftliche Konstellation für die Demokratie brandge-
fährlich ist, zeigt sich überall dort, wo nativistische Parteien an die 
Macht kommen und durch Aushöhlung des Rechtsstaats versuchen, 
an der Macht zu bleiben.
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Der Zugang von Immigrant*innen zu Staatsbürgerschaft und 
Wahlrecht ist kein Allheilmittel gegen die populistische Degenera-
tion der Demokratie, aber er verankert eine alternative Vision der 
politischen Gemeinschaft in den Kerninstitutionen des Staates. Diese 
Vision ist keineswegs neu. Sie versteht Demokratie als einen Zusam-
menschluss von Menschen, die sich in ihren Interessen, Identitäten, 
und Weltanschauungen grundlegend unterscheiden, aber in einem 
begrenzten Territorium unter denselben politischen Institutionen 
leben und daher ihre Zukunft gemeinsam gestalten müssen. Di-
versität im Inneren und Offenheit gegenüber der Welt sind in dieser 
Sicht nicht Bedrohungen, sondern die Rahmenbedingungen, unter 
denen demokratische Verfahren Legitimität für kollektiv bindende 
Entscheidungen in heterogenen Gesellschaften erzeugen.

Die prozedurale Legitimität der liberalen Demokratie setzt je-
doch voraus, dass die Kriterien für Mitgliedschaft in der politischen 
Gemeinschaft und Beteiligung am demokratischen Prozess ausrei-
chend inklusiv sind. Die Frage, wer Zugang zu Bürgerschaftsstatus 
und Wahlrecht bekommt, kann nicht selbst durch demokratische 
Verfahren entschieden werden. Daher müssen sich Demokratien auf 
substanzielle Inklusionsprinzipien verständigen und verpflichten, 
welche diese Frage soweit wie möglich außer Streit stellen (Bauböck 
2018). So wie es heute undenkbar erscheint, dass Männer entschei-
den konnten, Frauen das Wahlrecht vorzuenthalten, so sollte es in 
Zukunft undenkbar sein, dass von einheimischen Bürger*innen ge-
wählte Abgeordnete beschließen, niedergelassenen Immigrant*in-
nen und ihren Nachkommen die Staatsbürgerschaft zu verweigern.

Die Debatte um eine Reform des österreichischen Staatsbür-
gerschaftsgesetzes und des Wahlrechts sollte daher nicht auf das 
Thema der Integration von Migrant*innen verkürzt werden. Es geht 
vielmehr um die grundlegende Frage, ob unser Verständnis von De-
mokratie nicht dem Wandel Österreichs zur Migrationsgesellschaft 
hinterherhinkt. Die Diagnose, die wir in diesem Buch erstellt haben, 
bestärkt diesen Verdacht. Wir haben uns aber auch bemüht zu zei-
gen, welche realistischen und schrittweisen Reformen das gravie-
rende Demokratiedefizit verringern könnten.


